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Beschlüsse des 19. Ausschusses 


Entwurf eines Bundes -Jagdgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

I. Abschnitt 
Das Jagdrecht 

S 1 

Inhalt des Jagdredits 

(1) Das Jagdredit ist die ausschließliche Be- 
fugnis, auf einem bestimmten Gebiet wild- 
lebende jagdbare Tiere (Wild) zu hegen, auf 
sie die Jagd auszuüben und sie sich als Jagd- 
beute anzueignen. 

(2) Die Hege hat zum Ziel die Erhaltung 
eines den landschaftlichen Verhältnissen ange- 
paßten artenreichen und gesunden Wild- 
bestandes; sie muß so durchgeführt werden, 
daß Wildschäden in der Land- und Forst- 
wirtschaft und in der Fischerei möglichst ver- 
mieden werden. 

(3) Bei der Ausübung der Jagd sind die 
allgemein anerkannten Grundsätze deutscher 
Waidgerechtigkeit zu beachten. 

(4) Die Jagdausübung erstreckt sich auf das 
Aufsuchen, Nachstellen, Erlegen und Fangen 
jagdbarer Tiere. 

(5) Das RecJit zur Aneignung der Jagdbeute 
umfaßt auch die aussdiHeßliche Befugnis, 
krankes oder verendetes Wild, Fallwild und 
Abwurfstangen sowie die Eier jagdbaren 
Federwildes sich anzueignen, 

(6) Das Jagdrecht unterliegt den Beschrän- 
kungen dieses Gesetzes und der in seinem 
Rahmen ergangenen landesrechtlichen Vor- 
schriften. 

§ 2 

Jagdbare Tiere 

(1) Jagdbare Tiere sind: 

1. Haarwild: Wisente; Elch-, Rot-, Dam-, 
Sika- und Rehwild; Gams-, Stein- und 


Muffelwild; Schwarzwild; Hasen, Schnee* 
hasen, Wildkaninchen; Biber und Murmel- 
tiere; Wildkatzen und Luchse; Füchse; 
Stein- und Baummarder, Iltisse, Hermelin, 
Mauswiesel, Zwergwiesel, Nerze, Dachse 
und Fischotter; Robben; 

2. Wildhühner (Rebhuhn, Fasanen, Wachtel, 
Auerwild, Birkwild, Rackeiwild, Hasel- 
wild, Sdineehühner, Steinhuhn, wildes 
Truthuhn); Wildtauben; Entenvögei 
(Schwäne, Wildgänse, Wildenten, Säger); 
Schnepfenvögel (einschließlich Regen- 
pfeifer und Triel); Rallen (Bläßhuhn, 
Teichhuhn, Wasserralle, Wachtelkönig, 
Sumpf hühnchen); Kraniche; Möven; Al- 
ken; Taucher; Kormorane; Schreitvögel 
(Störche, Löffler, Ibisse, Reiher, Rohr- 
dommel) außer Weißer Storch; Trappen; 
Greifvögel (außer Eulen); Kolkrabe und 
Drosseln mit Ausnahme der Schwarz- 
drosseln, 

(2) Die Länder können weitere Tiere für 
jagdbar erklären. 

(3) Zum Schalenwild gehören: 

Wisent“, Elch-, Rot-, Dam-, Sika-, Reh-, 
Stein-, Muffel-, Gams- und Schwarzwild. 

(4) Zum Hochwild gehören: 

Schalenwild außer Rehwild, von den Wild- 
hühnern das Auergeflügcl und von den Greif- 
vögeln Steinadler und Seeadler. Alle übrigen 
Wildarten gehören zum Niederwild. 

§ 3 

Inhaber des Jagdrechts; Ausübung des Jagd- 
rechts 

(1) Das Jagdrecht steht dem Eigentümer 
auf seinem Grund und Boden zu. Ls ist un- 
trennbar mit dem Eigentum am Grund und 
Boden verbunden. Als selbständiges dingliche$ 
Recht kann es nicht begründet werden. 
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(2) Auf Flächen, an denen kein Eigentum 
begründet ist, steht das Jagdrecht den Län- 
dern zu. 

(3) Das Jagdrecht darf nur in Jagdbezirken 
nadi Maßgabe der §§ 4 ff. ausgeübt werden. 

IL Abschnitt 
Jagdbezirke 

1. Allgemeines 
§ 4 . 

Jagdbezirke 

Jagdbezirke, in denen die Jagd ausgeübt 
werden darf, sind entweder Eigenjagdbezirke 
(§ 7) oder gemeinschaftliche Jagdbezirke 

(§ 8 ). 

§ 5 

Gestaltung der Jagdbezirke 

(1) Jagdbezirke können durch Abtrennung, 
Angliederung oder Austausch von Grund- 
flächen abgerundet werden, wenn* dies aus 
Erfordernissen der Jagdpflege und Jagdaus- 
übung notwendig ist. 

(2) Natürliche und künstliche Wasserläufe, 
Wege, Triften und Eisenbahnkorper sowie 
ähnliche Flächen bilden, wenn sie nach Um- 
fang und Gestalt für sich allein eine ord- 
nungsmäßige Jagdausübung nicht gestatten, 
keinen Jagdbezirk für sich, unterbrechen nicht 
den Zusammenhang eines Jagdbezirks und 
stellen auch den Zusammenhang zur Bildung 
eines Jagdbezirks zwischen getrennt liegenden 
Flächen nicht her. 

§ 6 

Befriedete Bezirke, Ruhen der Jagd 

Auf Grundflächen, die zu keinem Jagd- 
bezirk gehören, und in befriedeten Bezirken 
ruht die Jagd. Eine beschränkte Ausübung der 
Jagd kann gestattet werden. Tiergärten fallen 
nicht unter die Vorschriften dieses Gesetzes. 

2. Eigenjagdbezirke 
§ 7 

(1) Zusammenhängende Grundflächen mit 
einer land-, forst- oder fischereiwirtschaftlich 
nutzbaren Fläche von 75 Hektar an, die im 
Eigentum ein und derselben Person oder einer 
Personengemeinschaft stehen, bilden einen 
Eigenjagdbezirk. Die Länder können für 
Eigenjagdbezirke im Hochgebirge die Min- 


destgröße höher festsetzen. Soweit beim In- 
krafttreten dieses Gesetzes in den Ländern 
eine andere als die in Satz 1 bestimmte Größe 
festgesetzt ist, behält es dabei sein Bewenden, 
falls sie nicht unter 70 Hektar und — mit 
Ausnahme im Hochgebirge — nicht über 
85 Hektar beträgt. 

(2) Ländergrenzen unterbrechen nicht den 
Zusammenhang von Grundflächen, die gemäß 
Absatz 1 Satz 1 einen Eigenjagdbezirk bilden. 
In den Fällen des Absatzes 1 Satz 3 besteht 
ein Eigenjagdbezirk, wenn nach den Vor- 
schriften des Landes, in dem der überwiegende 
Teil der auf mehrere Länder sich erstrecken- 
den Grundflächen liegt, für die Grundflächen 
insgesamt die Voraussetzungen für einen 
Eigenjagdbezirk vorliegen würden. Im 
übrigen gelten für jeden Teil eines über 
mehrere Länder sich erstreckenden Eigenjagd- 
bezirkes die Vorschriften des Landes, in dem 
er liegt. 

(3) Vollständig eingefriedete Flächen sowie 
an der Bundesgrenze liegende zusammen- 
hängende Grundflächen von geringerem als 
75 Hektar land-, forst- oder fischereiwirt- 
schaftlich nutzbarem Raum können allgemein 
oder unter besonderen Voraussetzungen zu 
Eigenjagdbezirken erklärt werden; dabei 
kann bestimmt v/erden, daß die Jagd in die- 
sen Bezirken nur unter Beschränkungen aus- 
geübt werden darf. 

(4) In einem Eigenjagdbezirk Ist jagdaus- 
übungsberechtigt der Eigentümer. An Stelle 
des Eigentümers tritt der Nutznießer, wenn 
ihm die Nutzung des ganzen Eigenjagd- 
bezirkes zusteht. 

3. Gemeinschaftliche Jagd- 
bezirke 

§ 8 

Zusammensetzung 

(1) Alle Grundflächen einer Gemeinde oder 
abgesonderten Gemarkung, die nicht zu einem 
Eigeiljagdbezirk gehören, bilden einen ge- 
meinsdiaftlichen Jagdbezirk, wenn sie im Zu- 
sammenhang mindestens 150 Hektar (Min- 
destgröße) umfassen. Die Länder können die 
Mindestgröße allgemein oder für bestimmte 
Gebiete höher festsetzen. 

(2) Zusammenhängende Grundflächen ver- 
schiedener Gemeinden, die im übrigen zusam- 
men den Erfordernissen eines gemeinschaft- 
lichen Jagdbezirks entsprechen, "können auf 
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Antrag zu gemeinschaftlichen Jagdbezirken 
zusammengelegt werden. 

(3) Die Teilung gemeinschaftlicher Jagd- 
bezirke in mehrere selbständige Jagdbezirke 
kann zugelassen werden, sofern jeder Teil die 
Mindestgröße von 300 Hektar hat. 

(4) In gemeinschaftlichen Jagdbezirken steht 
die Ausübung des Jagdrechts der Jagd- 
genossenschaft zu. 

§ 9 

J agdgenossensdiaf t 

(1) Die Eigentümer der Grundflächen, die 
zu einem gemeinschaftlichen Jagdbezirk ge- 
hören, bilden eine Jagdgenossenschaft. Eigen- 
tümer von Grundflächen, auf denen die Jagd 
nicht ausgeübt werden darf, gehören der 
Jagdgenossenschaft nicht an. Beträgt der Ge- 
samtbesitz eines Eigentümers nicht mehr als 
2500 Quadratmeter, so wird angenommen, 
daß auf Ihm die Jagd ruht, es sei denn, daß 
der Eigentümer das Gegenteil nachweist. 

(2) Die Jagdgenossenschaft wird durch den 
Jagdvorstand gerichtlich und außergerichtlich 
vertreten. Der Jagdvorstand ist von der 
Jagdgenossenschaft zu wählen. Solange die 
Jagdgenossenschaft keinen Jagd Vorstand ge- 
wählt hat, werden die Geschäfte des Jagd- 
vorstandes vom Gemeindevorstand wahr- 
genommen. 

(3) Beschlüsse der Jagdgenossenschaft be- 
dürfen der Mehrheit der anwesenden Jagd- 
genossen, die zugleich die Mehrheit der 
Grundfläche nach vertreten müssen. 

§ 10 

Jagdnutzung 

(1) Die Jagdgenossenschaft nutzt die Jagd 
in der Regel durch Verpachtung. Sie kann 
die Verpachtung auf den Kreis der Jagd- 
genossen besdiränken. 

(2) Die Jagdgenossenschaft kann die Jagd 
für eigene Rechnung durch angestellte Jäger 
ausüben lassen. Mit Zustimmung der zustän- 
digen Behörde kann sie die Jagd ruhen lassen. 

(3) Die Jagdgenossenschaft besdiließt über 
die Verwendung des Reinertrages der Jagd- 
nutzung. Beschließt die Jagdgenossenschaft, 
den Ertrag nicht an die Jagdgenossen nach 
dem Verhältnis des Flächeninhaltes ihrer be- 
teiligten Grundstücke zu verteilen, so kann 
jeder Jagdgenosse, der dem Beschluß nicht 
zugestimmt hat, innerhalb von zwei Wodien 
nach der Beschlußfassung die Auszahlung 
seines Anteils verlangen. 


IIL Abschnitt 

Beteiligung Dritter an der Ausübung 
des Jagdrechts 

§ 11 

Jagdpacht 

(1) Die Ausübung des Jagdrechts in seiner 
Gesamtheit kann an Dritte verpachtet wer- 
den. Ein Teil des Jagdausübungsrechts kann 
nicht Gegenstand eines Jagdpachtvertrages 
sein; jedoch kann sich der Verpächter einen 
Teil der Jagdnutzung, der sich auf bestimmte 
Wildarten bezieht, Vorbehalten. Die Erteilung 
von Jagderlaubnisscheinen regeln die Länder, 

(2) Die Verpachtung eines Teiles eines 
Jagdbezirks ist nur zulässig, wenn sowohl der 
verpachtete als der verbleibende Teil die Min- 
destgröße eines Jagdbezirks haben. 

(3) Der Jagdpachtvertrag ist schriftlidi 
abzuschließen. Die Pachtdauer soll mindestens 
neun Jahre betragen. Die Länder können die 
Mindestpachtzeit höher festsetzen. Ein lau- 
fender Jagdpachtvertrag kann auch auf kür- 
zere Zeit verlängert werden. Beginn und Ende 
der Pachtzeit soll mit Beginn und Ende des 
Jagdjahres (1. April bis 31. März) zusammen- 
fallen. 

(4) Pächter darf nur sein, wer einen Jahres- 
jagdschein besitzt und sdion vorher einen sol- 
dien während dreier Jahre in Deutschland be- 
sessen hat. Für besondere Einzelfälle können 
Ausnahmen zugelassen werden. 

(5) Ein Jagdpachtvertrag, der bei seinem 
Abschluß den Vorschriften des Absatzes I 
Satz 2 Halbsatz 1, des Absatzes 2, des Ab- 
satzes 3 Satz 1 oder des Absatzes 4 nidit ent- 
spricht, ist nichtig. 

§ 12 

Anzeige von Jagdpachtverträgen 

(1) Der Jagdpachtvertrag Ist der zustän- 
digen Behörde anzuzeigen. Die Behörde kann 
den Vertrag binnen drei Wochen nach Ein- 
gang der Anzeige beanstanden, wenn die 
Vorschriften über die Pachtdauer nicht beadi- 
tet sind oder wenn zu erwarten ist, daß durch 
eine vertragsmäßige Jagdausübung die Vor- 
schriften des § 1 Abs. 2 verletzt werden. 

(2) In dem Beanstandungsbescheid sind die 
Vertragsteile aufzufordern, den Vertrag bis 
zu einem bestimmten Zeitpunkt, der min- 
destens drei Wochen nach Zustellung des Be- 
scheides liegen soll, aufzuheben oder in be- 
stimmter Weise zu ändern. 
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(3) Kommen die Vertragsteile der Auf- 
forderung nicht nach, so gilt der Vertrag mit 
Ablauf der Frist als aufgehoben, sofern nidit 
einer der Vertragsteile binnen der Frist einen 
Antrag auf Entscheidung durch das Amts- 
gericht stellt. Das Gericht kann entweder den 
Vertrag aufheben oder fcststellen, daß er nicht 
zu beanstanden ist. Die Bestimmungen für 
die gerichtlidie Entscheidung über die Bean- 
standung eines Landpachtvertrages gelten 
sinngemäß; jedoch entscheidet das Gericht 
ohne Zuziehung landwirtschaftlicher Beisitzer. 

(4) Vor Ablauf von drei Wochen nadi An- 
zeige des Vertrages durdi einen Beteiligten 
darf der Pächter die Jagd nicht ausüben, 
sofern nicht die Behörde die Jagdausübung 
zu einem früheren Zeitpunkt gestattet. Wird 
der Vertrag binnen der in Absatz 1 Satz 2 
bezeichneten Frist beanstandet, so darf der 
Pächter die Jagd erst ausüben, wenn die 
Beanstandungen behoben sind oder wenn 
durch rechtskräftige gerichtliche Entscheidung 
festgestellt ist, daß der Vertrag nicht zu 
beanstanden ist. 

1 T, 

Vorzeitige Kündigung 
des Jagdpachtvertrages 

Wird dem Pächter der Jagdschein entzogen, 
so kann der Verpächter den Pachtvertrag 
fristlos kündigen. Dieses Recht steht auch dem 
Pächter zu, wenn ihm der Jagdschein aus 
Gründen entzogen wird, die er nicht zu ver- 
treten hat, 

§ 14 

Wechsel des Grundeigentümers 

(1) Wird ein Eigenjagdbezirk ganz oder 
teilweise veräußert, so finden die Vorschriften 
der §§ 571 bis 579 des Bürgerlichen Gesetz- 
buches entsprechende Anwendung. Das gleiche 
gilt im Falle der Zwangsversteigerung von 
der Vorschrift des § 57 des Zwangsversteige- 
rungsgesetzes; das Kündigungsrecht des Er- 
stehers ist jedoch ausgeschlossen, wenn nur ein 
Teil eines Jagdbezirks versteigert ist und die- 
ser Teil nicht allein schon die Erfordernisse 
eines Eigen jagdbezirks erfüllt. 

(2) Wird ein zu einem gemeinschaftlichen 
Jagdbezirk gehöriges Grundstück veräußert, 
so hat dies auf den Pachtvertrag keinen Ein- 
fluß; der Erwerber wird vom Zeitpunkt des 
Erwerbes an auch dann für die Dauer des 
Pachtvertrages Mitglied der Jagdgenossen- 
schaft, wenn das veräußerte Grundstück an 
sich mit anderen Grundstücken des Erwerbers 


zusammen einen Eigen jagdbezirk bilden 
könnte. Das gleiche gilt für den Fall der 
Zwangsversteigerung eines Grundstücks, 

IV. Abschnitt 
Jagdschein 

§ 15 

Allgemeines 

(1) Wer die Jagd ausübt, muß einen auf 
seinen Namen lautenden Jagdschein mit sich 
führen und diesen auf Verlangen den Polizei- 
beamten sowie den Jagdschutzberechtigten 
(§ 25) vorzeigen. Zum Sammeln von Möven- 
eiern und Abwurfstangen bedarf es nur der 
schriftlichen Erlaubnis des Jagdausübungs- 
berechtigten. Wer, ohne Inhaber eines Jahres- 
jagdscheines zu sein, die Jagd mit dem Fal- 
ken (Beize) ausüben will, muß ein auf seinen 
Namen lautenden Falknerjagdschein mit sich 
führen. 

(2) Der Jagdschein wird von der für den 
Wohnsitz des Bewerbers zuständigen Behörde 
als Jahres jagdschein für ein Jahr (1. April 
bis 31, März) oder als Tagesjagdschein für 
fünf aufeinanderfolgende Tage nach einheit- 
lichen, vom Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten (Bundesminister) 
bestimmten Mustern erteilt. 

(3) Der Jagdschein gilt im gesamten Bun- 
desgebiet. 

(4) Für Tages jagdscheine für Ausländer 
dürfen nur die Gebühren für Inländer erhoben 
werden, wenn das Heimatland des Ausländers 
die Gegenseitigkeit gewährleistet. 

(5) Die erste Erteilung eines Jagdscheines, 
mit Ausnahme des Falknerjagdscheines, ist 
davon abhängig, daß der Bewerber eine 
Jägerprüfung bestanden hat, in der er aus- 
reichen-de Kenntnisse in der Führung von 
Jagdwaffen, in der Behandlung des erlegten 
Wildes und in der jagdlichen Gesetzgebung 
nachweisen muß. Bei der Erteilung von Au>~ 
länderjagdscheinen können Ausnahmen zuge- 
lassen werden. 

§ 16 

Jugendjagdschein 

(1) Personen, die das sechzehnte Lebensjahr 
vollendet haben, aber noch nicht achtzehn 
Jahre alt sind, darf nur ein Jugendjagdschein 
erteilt werden. 

(2) Der Jugendjagdschein berechtigt nur zur 
Ausübung der Jagd in Begleitung des Er- 
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ziehungsberechtigten oder einer von dem Er- 
ziehungsberechtigten schriftlich beauftragten 
Aufsichtsperson; die Begleitperson muß jagd- 
lich erfahren sein. 


(3) Der Jugendjagdschein berechtigt nicht 
zur Teilnahme an Gesellschaf tsjagden. 

(4) Im übrigen gilt § 15 entsprediend. 

§ 17 


Versagung des Jagdscheins 

(1) Der Jagdschein muß versagt werden; 

1. Personen, die nodi nicht sedhzehn Jahre 
alt sind; 

2. Personen, die entmündigt sind; 

3. Personen, die wegen körperlicher oder 
geistiger Mängel unfähig sind, ein Jagd- 
gewehr sicher zu führen; 

4. Personen, deren bisheriges Verhalten be- 
sorgen läßt, daß sie die Schußwaffe un- 
vorsichtig führen oder die öffentliche 
Sicherheit gefährden; 

5. Personen, denen der Jagdschein entzogen 
ist, während der Dauer der Entziehung 
oder einer Sperre (§ 18); 

6. Personen, die keine ausreichende Jagd- 
haftpfliditversicherung (150 000 Deutsche 
Mark für Personenschaden und 15 000 
Deutsche Mark für Sachschaden) nach- 
weisen. Die Länder können den Abschluß 
einer Gemeinschafts Versicherung ohne Be- 
teiligungszwang zulassen. 


(2) Der Jagdschein kann versagt werden: 

1. Personen, die noch nicht achtzehn Jahre 
alt sind; 

2. Personen, die wegen Verbrechens oder vor- 
sätzlichen Vergehens wider Leib und Le- 
ben, wegen Diebstahls, Unterschlagung, 
Hehlerei oder Betruges oder wegen Zu- 
widerhandlung gegen die §§ 117 bis 119 
oder 292 bis 294 des Strafgesetzbuches 

* oder wegen eines mittels Schußwaffe 
fahrlässig begangenen Vergehens wider 
Leib und Leben oder wegen Zuwiderhand- 
lung gegen das Waffengesetz zu einer 
Freiheits- oder Geldstrafe rechtskräftig 
verurteilt worden sind; 

3. Personen, die zu einer Zuchthausstrafe 
rechtskräftig verurteilt sind, die unter Po- 
lizeiaufsicht gestellt oder denen die bür- 
gcrlidien Ehrenrechte aberkannt worden 
sind; 

4. Personen, die wegen Fälschung eines 
Jagdscheines oder einer sonstigen zur Aus- 


übung der Jagd erforderlichen Bescheini- 
gung rechtskräftig verurteilt sind; 

5. Personen, die in den letzten fünf Jahren 
wegen Forst- oder Felddiebstahls oder 
wegen Zuwiderhandlung gegen § 38 die- 
ses Gesetzes oder gegen sonstige jagdpoli- 
zeiliche oder zum Schutze von Tierarten 
erlassene Vorschriften oder wegen Tier- 
quälerei rechtskräftig verurteilt worden 
sind; 

6. Personen, die unter vorläufiger Vormund- 
schaft stehen; 

7. Personen, die im Inland keinen Wohnsitz 
haben. 

(3) Es entfallen die Versagungsgründe 

1. des Absatzes 2 Nrn. 2 und 4, wenn fünf 
Jahre verstrichen sind, seitdem die Strafe 
vollstreckt, verjährt oder erlassen ist; 

2. des Absatzes 2 Nr. 3, wenn seit Voll- 
streckung, Erlaß oder Verjährung der 
Strafe oder seit dem Zeitraum, bis zu dem 
die Polizeiaufsicht oder der Verlust der 
bürgerlichen Ehrenrechte gedauert hat, 
zehn Jahre verflossen sind. 

(4) Ist gegen eine Person ein Strafverfah- 
ren eingclcitet, so kann die Entscheidung dar- 
über, ob ihr ein Jagdschein zu erteilen ist, bis 
zum Abschluß des Strafverfahrens ausgesetzt 
werden, sofern im Falle der Verurteilung der 
Jagdschein versagt werden kann. 

§ 

Entziehung des Jagdscheins 

Wenn Tatsachen, welche die Versagung des 
Jagdscheins begründen, erst nach Erteilung 
des Jagdscheins eintreten oder der Behörde, 
die den Jagdschein erteilt hat, bekanntwerden, 
so ist die Behörde in den Fällen des § 17 
Abs. 1 und in den Fällen, in denen nur ein 
Jugendjagdschein hätte erteilt werden dürfen 
(§ 16), sowie im Falle der Entziehung gemäß 
§ 41 verpflichtet, in den Fällen des § 17 
Abs. 2 berechtigt, den Jagdschein für ungültig 
zu erklären und einzuziehen. Ein Anspruch 
auf Rückerstattung der Jagdscheingebühren 
besteht nicht. Die Behörde kann eine Sperr- 
frist für die Wiedererteilung des Jagdscheins 
festsetzen. 

V. Abschnitt 

§ 19 

Sachliche Verbote 

(1) Verboten ist: 

1. mit Schrot oder Posten oder mit gehack- 
tem Blei oder mit Bolzen, auch als Fang- 
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schuß, auf Schalenwild und Robben zu 
schießen; 

2. auf Schalenwild und Robben mit Rand- 
feuerpatronen oder mit Patronen zu schie- 
ßen, deren Hülsen kürzer als 40 Milli- 
meter sind; 

3. die LappJagd innerhalb einer Zone von 
300 Metern von der Bezirksgrenze, die 
Jagd durch Abklingeln der Felder und 
die Treibjagd bei Mondschein auszuüben. 
Treibjagd im Sinne dieser Vorschriften ist 
die Jagd, bei der mehr als vier Schützen 
oder mehr als vier Personen teilnehmen, 
die das Wild auf scheuchen; 

4. Federwild zur Nachtzeit nachzustellen. 
Als Nachtzeit gilt die Zeit von eineinhalb 
Stunden nach Sonnenuntergang bis eine 
Stunde vor Sonnenaufgang. Das Verbot 
umfaßt nicht die Jagd: 

a) auf Schnepfen, Auer- und Birkhähne; 

b) auf Fischreiher, Fischadler. Möven und 
Taucher, sofern diese auf künstlichen 
Fischteichen angetroffen werden; 

5. künstliche Lichtquellen beim Fang oder 
Erlegen von Wild aller Art zu verwenden 
sowie zur Nachtzeit an Leuchttürmen 
oder Leuchtfeuern Federwild zu fangen; 

6. Belohnungen für den Abschuß oder Fang 
von Greifvögeln auszusetzen, zu bezah- 
len oder zu empfangen; ausgenommen 
sind Belohnungen an Beauftragte der 
Jagd- oder Fischereiberechtigten; 

7. Fang- oder Fallgruben ohne Genehmi- 
gung der zuständigen Behörde anzulegen; 

8. Schlingen jeder Art, in denen sich Wild 
fangen kann, herzustellen, feilzubieten, zu 
erwerben oder aufzustellen; 

9. Tellereisen jeder Art, in denen sich Wild 
fangen kann, aufzustellen; das gilt nicht 
für das Aufstellen von Tellereisen in Ge- 
bäuden oder in Hofräumen und Haus- 
gärten, die an eine Behausung angrenzen 
und durch eine Umfriedung begrenzt 
sind oder auf Flächen, die sonst vollstän- 
dig abgeschlossen sind; 

10. Pfahleisen oder Selbstschüsse zu verv/en- 
den, die auf Pfählen, Bäumen, anderen 
aufragenden Gegenständen oder Boden- 
erhebungen angebracht sind. Dies gilt 
nicht für das Fangen auf teichwirtschaft- 
lich genutzten Anlagen; 


11. Wildenten mit Grundangeln, in Netzen, 
Reusen und ähnlichen Einrichtungen zu 
fangen, ausgenommen das Fangen in 
Entenkojen mit Erlaubnis der zuständi- 
gen Behörde; 

12. in Notzeiten Schalenwild (ausgenommen 
Schwarzwild) in einem Umkreis von 
200 Metern an Futterungen zu erlegen; 

13. Vogelfanggerät herzustellen, feilzubieten 
oder zu verwenden, das die Vögel weder 
unversehrt fängt noch sofort tötet; 

14. die Jagd von Luftfahrzeugen aus zu be- 
treiben; 

15. die Netzjagd auf Robben auszuüben; 

16. d ie Hetzjagd auf jagdbare Tiere auszu- 
üben; 

17. die Such- und Treibjagd auf Wald- 
schnepfen im Frühjahr auszuüben; 

18. jagdbare Tiere zu vergiften; 

19. die Brackenjagd auf einer Fläche von 
weniger als 1000 Hektar auszuüben; 

20. Möveneier oder Abwurfstangen ohne 
schriftliche Erlaubnis des Jagdausübungs- 
berechtigten zu sammeln. 

(2) Die Länder können die Vorschriften 
des Absatzes 1 mit Ausnahme der Ziffer 19 
erweitern oder aus besonderen Gründen 
zeitweise einschränken. 

§ 20 

örtliche Verbote 

(1) An Orten, an denen die Jagd nach den 
Umständen des einzelnen Falles die öffent- 
liche Ruhe, Ordnung oder Sicherheit stören 
oder das Leben von Menschen gefährden 
würde, darf nicht gejagt werden. 

(2) Die Ausübung der Jagd In Natur- 
schutz-, Baumschutz- und Wildschutzgebieten 
und in Wildparks wird durch die Länder ge- 
regelt. 

§ 21 

Abschußregelung 

(1) Der Abschuß des Wildes Ist so zu 
regeln, daß die berechtigten Ansprüche der 
Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft auf 
Schutz gegen Wildschäden voll gewahrt 
bleiben. Innerhalb der bierdurch gebotenen 
Grenzen soll die Abschußregelung bewirken, 
daß ein in seinen einzelnen Stücken gesunder 
Wildbestand aller heimischen Wildarten in 
angemessener Zahl erhalten bleibt. 
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(2) Schalenwild (mit Ausnahme von 
Schwarzwild) sowie Auer- und Birkwild 
dürfen nur auf Grund und im Rahmen eines 
Abschußplanes geschossen werden. Der Ab- 
schußplan ist — zahlenmäßig getrennt nach 
Wildarten und Geschlechtern — in gemein- 
schaftlichen Jagdbezirken vom Jagdaus- 
übungsberechtigten im Einvernehmen mit 
dem Jagdvorstand, in verpachteten Eigen- 
jagdbezirken vom Jagdausübungsberechtigten 
im Einvernehmen mit dem Eigentümer oder 
Nutznießer und in nicht verpachteten Eigen- 
jagdbezirken von dem Eigentümer oder 
Nutznießer aufzustellen. Kommt ein Einver- 
nehmen nicht zustande, so reichen Pächter 
und Verpächter ihre Vorschläge dem zustän- 
digen Jagdbeirat (§ 37) ein, der den Abschuß- 
plan festsetzt. Die Abschußpläne sind in 
jedem Fall spätestens einen Monat vor Be- 
ginn des Ja^diahres dem zuständigen Jagd- 
beirat schriftlich mitzuteilen. Dieser kann 
Abschußpläne, weldie die Grundsätze des § 1 
Abs. 2 gefährden, nach Anhörung der zur 
Aufstellung verpflichteten Personen ändern. 
Üher den Abschuß von Schalenwild sowie 
von Auer- und Birkwild ist eine Abschuß- 
liste zu führen, die auf Verlangen der zu- 
ständigen Behörde vorznlegen Ist. Der Ab- 
schußplan für Schalenwild muß erfüllt wer- 
den. Die Länder können Bestlmmuneen 
treffen, nach denen die Erfüllung des Ab- 
schußplanes insoweit erzwungen werden 
kann. 

(3) Der Abschuß von Wildarten, deren Be- 
stand bedroht erscheint, kann In bestimmten 
Bezirken oder in bestimmten Revieren 
dauernd oder zeitweise gänzlich verboten 
werden. 

(4) Den Abschuß in den Staatsforsten 
regeln die Länder. 

S 22 

Jagd- und Schonzeiten 

(1) Nach den In § 1 Abs. 2 bestimmten 
Grundsätzen der Hege und unter Berück- 
sichtigung der Erfordernisse der Landes- 
kultur bestimmt der Bundesminister durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun- 
desrates für die jagdbaren Tiere Zeiten, In 
denen die Jagd auf sie ausgeübt werden darf 
(Jagdzeiten). Die Bestimmung Ist grundsätz- 
lich so zu treffen, daß den Ländern die Mög- 
lichkeit gegeben wird, bei Vorliegen beson- 
derer Verhältnisse die Jagdzeiten zu verlän- 
gern oder abzukürzen. Außerhalb der Jagd- 


zeiten sind die jagdbaren Tiere mit der Jagd 
zu verschonen (Schonzeiten). 

(2) Jagdbare Tiere, für die eine Jagdzeit 
nicht festgesetzt Ist, sind während des ganzen 
Jahres mit der Jagd zu verschonen. 

(3) Aus Gründen der Landeskultur können 
jagdbaren Tieren Schonzeiten gänzlich ver- 
sagt werden (jagdbare Tiere ohne Schonzeit). 
Zur Vermeidung von übermäßigen Wild- 
schäden können die Schonzeiten zeitweise 
aufgehoben werden. 

(4) In den Setz- und Brutzeiten dürfen 
bis zum Selbständigwerden der Jungtiere die 
für die Aufzucht notwendigen Elterntiere, 
auch die von jagdbaren Tierarten ohne 
Schonzeit, nicht bejagt werden. 

VI. Abschnitt 

Jagdschutz 

§ 23 

Inhalt des Jagdschutzes 

Der Jagdschutz umfaßt nach näherer Be- 
stimmung durch die Länder den Schutz des 
Wildes vor Wilderern, Raubwild, Futternot, 
Wildseuchen und Raubzeug, vor wildernden 
Hunden und Katzen sowie die Sorge für die 
Einhaltung der zum Schutze des Wildes und 
der Jagd erlassenen Vorschriften. 

§ 24 

Wildseuchen 

Tritt eine Wildseuche auf, so hat der Jagd- 
ausübungsberechtigte dies unverzüglich der 
zuständigen Behörde anzuzeigen; sie erläßt 
im Einvernehmen mit dem beamteten Tier- 
arzt die zur Bekämpfung der Seuche erfor- 
derlichen Anweisungen. 

S 25 

Jagdschutzberechtigte 

(1) Der Jagdschutz in einem Jagdbezirk 
Hegt neben den zuständigen öffentlichen 
Stellen dem Jagdausübungsberechtigten ob, 
sofern er Inhaber eines Jagdscheines ist und 
den von der zuständigen Behörde bestätigten 
Jagdaufsehern. Hauptberuflich angestellte 
Jagdaufseher müssen Berufsjäger oder forst- 
lich ausgebildet sein. 

(2) Die bestätigten Jagdaufseher' haben 
innerhalb Ihres Dienstbezirkes in Angelegen- 
heiten des Jagdschutzes die Rechte und 
Pflichten der Polizeibeamten und sind Hllfs- 
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beamte der Staatsanwaltschaft, sofern sie Be- 
rufsjäger oder forstlich ausgebildet sind. 

(3) Die Ausbildung und Prüfung der Be- 
rufsjäger regeln die Länder im Benehmen mit 
dem Bundesminister. 

VIL Abschnitt 
Wild- und Jagdschaden 

1. Wildschadenverhütung 

S 26 

Fernhalten des Wildes 

Der Jagdausübungsberechtigte sowie der 
Eigentümer oder Nutzungsberechtigte eines 
Grundslückes sind berechtigt, zur Verliiitung 
von Wildschäden das Wild von den Grund- 
stücken abzuhalten oder zu verscheuchen. 
Der Jagdausübungsberechtigte darf dabei das 
Grundstück nicht beschädigen, der Eigen- 
tümer oder Nutzungsberechtigte darf das 
Wild weder gefährden noch verletzen. 

§ 27 

Verhinderung übermäßigen Wildschadens 

(1) Die zuständige Behörde kann anordnen, 
daß der Jagdausübungsberechtigte unab- 
hängig von den Schonzeiten innerhalb einer 
bestimmten Frist in bestimmtem Umfange 
den Wildbestand zu verringern hat, wenn 
dies mit Rücksicht auf das allgemeine Wohl, 
Insbesondere auf die Interessen der Land-, 
Forst- und Fischereiwirtschaft nowendig ist. 

(2) Kommt der Jagdausübungsberechtigte 
der Anordnung nicht nach, so kann die zu- 
ständige Behörde für dessen Rechnung den 
Wildbestand vermindern lassen. Das erlegte 
Wild ist gegen angemessenes Schußgeld dem 
Jagdausübungsberechtigten zu überlassen. 

§ 28 

Sonstige Beschränkungen der Fiege 

(1) Schwarzwild darf nur in solchen Ein- 
friedigungen gehegt werden, die ein Aus- 
brechen des Schwarzwildes verhüten. 

(2) Das Aussetzen von Schwarzwild und 
Wildkaninchen ist verboten. 

(3) Das Aussetzen fremder Tierarten in der 
freien Wildbahn ist nur mit schriftlicher Ge- 
nehmigung der zuständigen obersten Landes- 
behörde oder der von ihr bestimmten Stelle 
zulässig. 

(4) Das Liegen oder Aussetzen weiterer 
Tierarten kann durch die Länder beschränkt 
oder verboten werden. 


2. Wildschade nersatz 
§ 29 

Schadenersatzpflicht 

(1) Wird ein Grundstück, das zu einem 
gemeinschaftlichen Jagdbezirk gehört oder 
einem gemeinschaftlichen Jagdbezirk ange- 
gliedert ist (§ 5 Abs. 1), durch Schalenwild, 
Wildkaninchen oder Fasanen beschädigt, so 
hat die Jagdgenossenschaft dem Geschädigten 
den Wildschaden zu ersetzen. Der aus der 
Genossenschaftskasse geleistete Ersatz ist von 
den einzelnen Jagdgenossen nach dem Ver- 
hältnis des Flächeninhalts ihrer beteiligten 
Grundstücke zu tragen. Fiat der Jagdpächter 
den Ersatz des Wildschadens ganz oder teil- 
weise übernommen, so trifft die Ersatzpflicht 
den Jagdpäditer. Die Ersatzpflicht der Jagd- 
genossenschaft bleibt bestehen, soweit der 
Geschädigte Ersatz von dem Pächter nicht 
erlangen kann. 

(2) Wildschaden an Grundstücken, die 
einem Eigenjagdbezirk angegliedert sind (§ 5 
Abs. 1), hat der Eigentümer oder der Nutz- 
nießer des Eigenjagdbezirks zu ersetzen. Im 
Falle der Verpachtung haftet der Land- 
pächter, wenn er sich im Pachtvertrag zum 
Ersatz des Wildschadens verpflichtet hat. In 
diesem Falle haftet der Eigentümer oder der 
Nutznießer nur, soweit der Geschädigte Er- 
satz von dem Pächter nicht erlangen kann. 

(3) Bei Grundstücken, die zu einem Eigen- 
jagdbezirk gehören, riditet sich, abgesehen 
von den Fällen des Absatzes 2, die Verpflich- 
tung zum Ersatz von Wildschaden (Absatz 1) 
nach dem zwischen dem Gesdiädigten und 
dem Jagdausübungsberechtigten bestehenden 
Rechtsverhältnis. Sofern nicht anderes be- 
stimmt ist, Ist der Jagdausübungsberechtigte 
ersatzpflichtig, wenn er durch unzulänglichen 
Abschuß den Schaden verschuldet hat. 

(4) Die Länder können bestimmen, daß 
die Wildschadensersatzpflicht auch auf andere 
Wildarten ausgedehnt wird und daß der 
Wildschadensbetrag für bestimmte Wild- 
arten durch Schaffung eines Wildschadenaus- 
gleichs auf eine Mehrheit von Beteiligten zu 
verteilen Ist (Wildschadenausgleichskasse). 

§ 30 

Wildschaden durch Wild aus Gehege 

Wird durch ein aus einem Gehege ausge- 
tretenes und dort gehegtes Stück Schalenwild 
Wildschaden angerichtet, so ist ausschließlich 
derjenige zum Ersatz verpflichtet, dem als 



Jagdausübungsberechtigten, Eigentümer oder 
Nutznießer die Aufsidit über das Gehege ob- 
liegt. 

§ 31 

Umfang der Ersatzpflicht 

(1) Nadi §§ 33 und 34 ist auch der Wild- 
sdiaden zu ersetzen, der an den getrennten, 
aber noch nicht eingeernteten Erzeugnissen 
eines Grundstückes cintritt. 

(2) Werden Bodenerzeugnisse, deren voller 
Wert sich erst zur Zeit der Ernte bemessen 
läßt, vor diesem Zeitpunkt durch Wild be- 
schädigt, so Ist der Wildschaden In dem Um- 
fange zu ersetzen, wie er sich zur Zelt der 
Ernte darstellt. Bei der Feststellung der 
Schadenshöhe ist Jedoch zu berücksichtigen, 
ob der Schaden nach den Grundsätzen einer 
ord*entlichen Wirtschaft durch Wiederanbau 
im gleichen Wirtschaftsjahr ausgeglichen 
werden kann. 

§ 32 

Schutzvorrichtungen 

(1) Ein Anspruch auf Ersatz von Wild- 
schaden ist nicht gegeben, wenn der Ge- 
schädigte die von dem Jagdausübungsberech- 
tigten zur Abwehr von Wildschaden getrof- 
fenen Maßnahmen unwirksam macht. 

(2) Der Wildschaden, der an Weinbergen, 
Gärten, Obstgärten, Baumschulen, Alleen, 
einzelstehenden Bäumen, Forstkulturen, die 
durch Einbringen anderer als der Im Jagd- 
bezirk vorkommenden Hauptholzarten einer 
erhöhten Gefärdung ausgesetzt sind, oder 
Freilandpflanzungen von Garten- oder hoch- 
wertigen Handelsgewächsen entsteht, wird, 
soweit die Länder nicht anders bestimmen, 
nicht ersetzt, wenn die Herstellung von 
üblichen Schutzvorrichtungen unterblieben 
ist, die unter gewöhnlichen Umständen zur 
Abwendung des Schadens ausreichen. Die 
Länder können bestimmen, welche Schutz- 
vorrichtungen als üblich anzusehen sind. 

3. Jagdschaden 
§ 33 

Schadensersatzpflicht 

(1) Wer die Jagd ausübt, hat dabei die be- 
rechtigten Interessen der Grundstüdcseigen- 
tümer oder Nutzungsberechtigten zu be- 
achten, insbesondere besäte Felder und nicht 
abgemähte Wiesen tunlichst zu schonen. Die 
Ausübung der Treibjagd auf Feldern, die 
mit reifender Halm- oder Samenfrucht oder 


mit Tabak bestanden sind, Ist verboten; die 
Suchjagd ist nur insoweit zulässig, als sie ohne 
Sdiaden für die reifenden Früchte durchge- 
führt werden kann. 

(2) Der Jagdausübungsberechtigte haftet 
dem Grundstückseigentümer oder Nutzungs- 
berechtigten für Jeden aus mißbräuchlicher 
Jagdausübung entstehenden Schaden; er 
haftet auch für den Jagdschaden, der durch 
einen von ihm bestellten Jagdaufseher oder 
durch einen Jagdgast angerichtet wird. 

4. Gemeinsame Vorschriften 
§ 34 

Geltendmachung des Schadens 

Der Anspruch auf Ersatz von Wild- oder 
Jagdschaden erlischt, wenn der Berechtigte 
den Schadensfall nicht binnen einer Woche, 
nachdem er von dem Schaden Kenntnis er- 
halten hat oder bei Beobachtung gehöriger 
Sorgfalt erhalten hätte, bei der für das be- 
schädigte Grundstück zuständigen Behörde 
anmeldet. Bei Schaden an forstwirtschaftlich 
genutzten Grundstücken genügt cs, wenn er 
zweimal im Jahre, jeweils bis zum 1. Mai 
oder 1. Oktober, bei der zuständigen Be- 
hörde angemeldet wird. Die Anmeldung soll 
die als ersatzpflichtig in Anspruch ge- 
nommene Person bezeichnen. 

§35 

Verfahren in Wild- und Jagdschadensachen 

Die Länder können in Wild- und Jagd- 
schadensachen das Beschreiten des ordent- 
lichen Rechtsweges davon abhängig machen, 
daß zuvor ein Feststellungsverfahren vor 
einer Verwaltungsbehörde (Vorverfahren) 
stattfindet, in dem über den Anspruch eine 
vollstreckbare Verpfllchtungserklärung (An- 
erkenntnis, Vergleich) aufzunehmen oder 
eine nach Eintritt der Rechtskraft vollstreck- 
bare Entscheidung (Vorbescheid) zu erlassen 
ist. Die Länder treffen die näheren Bestim- 
mungen hierüber. 

VIII. Abschnitt 

Überwachung des Verkehrs mit Wild 
§ 36 

Veräußerung und Versand von Wild 
Wildhandel 

(1) Der Verkauf, Tausch und Versand von 
Wildpret von Schalenwild ist Beschränkun- 
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gen und der Verpflichtung zur Anbringung 
von Ursprungszeichen und zur Führung von 
besonderen Handelsbüchern zu unterwerfen. 

(2) Für den Verkauf, Tausch und Versand 
von lebendem Wild können besondere Vor- 
schriften erlassen werden. 

(3) Die gemäß Absatz 1 und 2 zu erlassen- 
den Vorschriften trifft die Bundesregierung 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates. 

IX. Abschnitt 
Jagdbcirat 

S 37 

Die Durchführung der Aufgaben nach § 21 
Abs. 2 obliegt einem In jedem Landkreise 
und in jeder kreisfreien Stadt zu bildenden 
Jagdbeirat, Dieser besteht aus: 

dem Leiter der Kreis- oder Stadtverwal- 
tung oder dem von ihm benannten 
Vertreter als Vorsitzenden, 
einem Vertreter der Landwirtschaft, 
einem Vertreter des Nichtstaatswaldes, 
einem Vertreter der Jagdgcnossenschaftcn 
und einem Vertreter der Jäger. 

Der Jagdbeirat faßt seine Beschlüsse mit 
Mehrheit, Bei Stimmengleichheit gibt der 
Vorsitzende den Ausschlag. 

X. Abschnitt 
Strafvorschriften 

S 38 

Straftaten 

(1) Mit Gefängnis oder Geldstrafe wird be- 
straft, wer vorsätzlich Wild trotz Verbotes 
erlegt (5 21 Abs. 3) oder den Vorschriften 
über die Schonzeit zuwiderhandelt (5 22). 

(2) Wer die Tat fahrlässig begeht, wird 
mit Geldstrafe bis zu 150 Deutsche Mark 
oder mit Haft bestraft. 

S 39 

Ordnungswidrigkeiten 
(1) Eine Ordnungswidrigkeit begeht, wer 

1 . in befriedeten Bezirken die Jagd ausübt 
oder einer Beschränkung der Jagderlaub- 
nis (§ 6) zuwiderhandelt; 

2 . auf vollständig cingefrlcdetcn Grund- 
flächen die Jagd entgegen einer nach § 7 
Abs. 3 vorgeschriebenen Beschränkung 
ausübt; 


3. auf Grund eines nichtigen Jagdpachtver- 
trages (§11 Abs. 5) oder vor Behebung 
der Beanstandungen des Pachtvertrages 
(§ 12 Abs. 4) die Jagd ausübt; 

4. ohne einen gültigen Jagdschein mit sich 
zu führen, die Jagd ausübt oder den Jagd- 
schein auf Verlangen nicht vorzeigt (§ 15 
Abs. 1); 

5. als Inhaber eines Jugendjagdscheines ohne 
Begleitperson die Jagd ausübt (§ 16); 

6. den Vorsdirlften des § 19 oder § 20 zu- 
widerhandelt; 

7. Schalenwild oder anderes Wild, das nur 
im Rahmen eines Abschußplanes bejagt 
werden darf, erlegt, bevor er den Ab- 
schußplan mitgeteilt hat (§ 21 Abs. 2 
Satz 4) oder der Abschußplan festgesetzt 
ist (% 21 Abs. 2 S^tz 3) oder wer den 
A b s ch u 1? pl an ü b ers ch r ei t et ; 

8. die vorgeschriebene Abschlußliste nicht 
oder nicht vollständig führt oder In der 
Abschußliste unrlditige Angaben macht 
oder die Abschußliste auf Verlangen der 
zuständigen Behörde nicht vorlegt (§ 21 
Abs. 2 Satz 6 ); 

9. als Jagdausübunesberechtigter das Auf- 
treten einer Wildseuche nicht unverzüg- 
lich der zuständigen Behörde anzeigt oder 
wer den Weisungen der zuständigen Be- 
hörde zur Bekämpfung der Wildseudie 
nicht Folge leistet (§ 24); 

10. zum Verscheuchen des Wildes Mittel an- 
wendet, durch die Wild verletzt oder ge- 
fährdet wird (§ 26); 

11. verbotswidrig Wild aussetzt oder hegt 
(§ 28); 

12. den Vorschriften des § 33 Abs. 1 zuwider- 
handelt und dadurch Jagdschaden an- 
richtet; 

13. gegen eine Rechtsverordnimg nach § 36 
Abs. 3 verstößt, sofern die Verordnung 
ausdrücklich auf die Bußgcldbestlmmung 
dieses Gesetzes verweist. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße geahndet werden. 

§40 

Einziehung 

(1) Im Falle einer Verurteilung auf Grund 
von § 38 Abs. 1 und 2 können neben der 
Strafe die gefangenen oder erlegten Tiere 
oder Teile dieser Tiere, die Belohnung (§ 19 
Nr. 6) oder Schlingen und Tellereisen (§ 19 
Nr. 8, 9) eingezogen werden. 
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(2) Kann keine bestimmte Person verfolgt 
oder verurteilt werden, so kann auf die Ein- 
ziehung selbständig erkannt werden, wenn 
im übrigen die Voraussetzungen hierfür vor- 
liegen. 

(3) Bei Verstößen gegen die Vorschriften 
des § 39 Nr. 6, 7 oder 13 ist die Einziehung 
nach den Bestimmungen der §§ 17 bis 26 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten zu- 
lässig. 

§41 

Entziehung des Jagdscheines 

Neben einer Strafe, die auf Grund des % 38 
des Gesetzes oder auf Grund der §5 117 bis 
119, 292 bis 294, § 366 Nr. 1 sowie § 368 

Nr. 10 des Strafgesetzbuches verhängt wird, 
'^owie neben einer Geldbuße, die auf Grund 
des § 39 festgesetzt wird, kann die Ent- 
ziehung des Tagdsdieines für bestimmte Zeit 
oder dauernd angeordnet werden, 

§42 

I.andesrechtliche Straf- und Bußgeld- 
bestimmungen 

Die Länder können Straf- und Bußgeld- 
bestimmungen für Verstöße gegen die von 
ihnen erlassenen Vorschriften treffen, soweit 
solche nicht sdion in diesem Gesetz enthalten 
sind. 


XI, Abschnitt 

Schlußvorschriften 

§43 

Ablauf von Jagdpachtverträgen 

Als Jahr der Beendigung des Krieges im 
Sinne der Verordnung über die Fortdauer 
von Jagdpachtverträgen und über die Mit- 
gliedschaft aktiver Wehrmachtsangehöriger 
bei der deutschen Jägerschaft während des 
Krieges vom 10. Februar 1941 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 96) gilt das Jahr 1945. Verpäch- 
ter und Pächter, die auf Grund dieser Ver- 
ordnung einen Jagdpachtvertrag bis zu einem 
späteren Zeitpunkt als dem 31. März 1946 als 
fortdauernd behandelt haben, können sich 
für die Zeit bis zum Ende des Jagd Jahres, in 
das dieser Zeitpunkt fällt, spätestens jedoch 
bis zum 31. März 1953 auf den Ablauf des 
Vertrages nicht berufen. 


§44 

Sonderregelungen 

Die zuständigen Landesregierungen wer- 
den ermächtigt, durch Rechtsverordnung im 
Benehmen mit dem Bundesminister die Aus- 
übung des Jagdrechts auf der Insel Helgo- 
land und die Jagd auf Wasservögel auf dem 
Untersee und dem Rhein bei Konstanz ab- 
weichend von den Vorschriften dieses Ge- 
setzes zu regeln, 

§45 

Dieses Gesetz gilt auch in Berlin, wenn das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes 
gemäß Artikel 87 Abs. 2 seiner Verfassung 
beschließt. 

§ 46 

Inkrafttreten des Gesetzes 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Oktober 1952 
in Kraft. 

(2) Mit dem in Absatz 1 aufgeführten Zeit- 
punkt treten alle diesem Gesetz wider- 
sprechenden jagdrechtlichen und fischerei- 
rechtlichen Vorschriften außer Kraft, insbe- 
sondere: 

l.in den Ländern Bayern, Bremen, Hessen 
und Württemberg-Baden % 835 des Bürger- 
lichen Gesetzbuches, in § 840 des Bürger- 
lichen Gesetzbuches die Worte „vorbehalt- 
lich der Vorschrift § 835 Abs. 3, ‘‘Artikel 69 
des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen 
Gesetzbuch, soweit er die Jagd betrifft, die 
Artikel 70 bis 72 des Einführungsgesetzes 
zum Bürgerlichen Gesetzbuch und § 2 
Abs. 2 des Einführungsgesetzes zum 
Strafgesetzbuch, soweit er die Jagd betrifft; 

2. in den Ländern Hamburg, Niedersachsen, 
Nordrhein- Westfalen und Schleswig-Hol- 
stein das Reichsjagdgesetz vom 3. Juli 1934 
(Reichsgesetzbl. I S. 549) In der Fassung 
des Gesetzes vom 23. April 1938 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 410) und der Verordnung 
vom 30. März 1940 (Reichsgesetzbl. I 
S. 566) nebst den zu seiner Ausführung 
ergangenen Vorschriften. 

(3) Verweisungen auf Vorschriften, die 
nach Absatz 2 außer Kraft getreten sind, 
gelten als Verweisungen auf die ent- 
sprechenden Vorschriften dieses Gesetzes 
oder die entsprechenden landesrechtlichen 
Vorschriften, 
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